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Ständeratsdebatte zur Revision des Bürgerrechtsgesetzes

Unia fordert Kurskorrektur bei den verschärften Einbürgerungsbestimmungen

Der Ständerat diskutierte heute als Zweitrat die Revision des Bürgerrechtsgesetzes. Mit einer farbenfrohen Aktion empfingen Aktivist/innen der Unia sowie weiterer Gewerkschaften und von Migrationsorganisationen die Ratsmitglieder vor dem Bundeshaus. Sie forderten eine Korrektur der unakzeptablen Verschärfungen, die der Nationalrat ins Gesetz eingefügt hatte.

Migrantinnen und Migranten leisten einen wichtigen Beitrag für unsere Gesellschaft und für die Wirtschaft – das gilt es endlich anzuerkennen. Die aktuelle Vorlage zur Revision des Bürgerrechtsgesetzes jedoch führt zu einer unannehmbaren Verschärfung der Einbürgerungsbedingungen. Besonders betroffen sind Kinder und Jugendliche. Deshalb protestierte heute eine Gruppe Kinder und Jugendlichen mit und ohne Migrationshintergrund gemeinsam mit Aktivist/innen der Unia, des Schweizerischen Gewerkschaftsbundes und weiterer Organisationen vor dem Bundeshaus. Sie forderten die Ständeräte und Ständerätinnen auf, die laufende Totalrevision des Bürgerrechtsgesetzes zu nutzen, um den Zugang zum Schweizer Passes auf fairere Weise zu regeln. 

Jugendliche benachteiligt
Der Nationalrat diskutierte die Vorschläge des Bundesrates, die gegenüber der heutigen Regelung einige Verbesserungen enthielten, bereits im März dieses Jahres und verschärfte sie kräftig. Eine der gravierendsten Änderungen betrifft vor allem junge Migrantinnen und Migranten: So sollen die Jahre, welche Kinder und Jugendliche zwischen ihrem 10. und 20. Altersjahr in der Schweiz verbringen, für die Berechnung der Wohnsitzfristen nicht mehr doppelt zählen. Jugendlichen wird damit die Einbürgerung erschwert, obwohl sie in der Schweiz sozialisiert wurden. Das hat einschneidende Folgen, etwa bei der Lehrstellensuche, wo das Schweizer Bürgerrecht wichtige Vorteile bringt.
Ausgrenzend und diskriminierend
Eine weitere Verschärfung betrifft die C-Bewilligung. Geht es nach dem Nationalrat, soll sie künftig Voraussetzung sein, damit eine Person eingebürgert werden kann. Zudem sollen die Jahre, die in der Schweiz mit einer F-Bewilligung verbracht werden, künftig überhaupt nicht mehr zählen. Damit diskriminiert der Gesetzgeber vor allem die vorläufig Aufgenommenen, also beispielsweise Personen aus Kriegs- und Krisengebieten, die in der Schweiz Zuflucht suchen. 
Migrant/innen sollen beim Erlernen einer Landessprache gefördert werden. Das vom Nationalrat eingeführte Kriterium der «Beherrschung einer Landessprache in Wort und Schrift» jedoch benachteiligt jene Einbürgerungswilligen, die über wenig Schulbildung verfügen. Mit einem hart formulierten Kriterium der Sprachbeherrschung fördert man nicht die Integration von Fremdsprachigen, sondern privilegiert jene, die bereits hoch qualifiziert sind. 
Für Rückfragen: 
Rita Schiavi, Geschäftsleitungsmitglied Gewerkschaft Unia.
Aurora García, Präsidentin SGB-Migrationskommission.
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